Gemeinde Riegel am Kaiserstuhl
Landkreis Emmendingen

£
1. Satzung zur Anderung der Satzung iiber die }'Ir
Erhebung von ErschlieBungsbeitragen RIEGEL
(ErschlieBungsbeitragssatzung - EBS) AM KAISERSTUHL
der Gemeinde Riegel am Kaiserstuhl

Um die Lesbarkeit zu erhalten, wurde die mannliche Form gewahlt, was die Form weiblich und divers
nicht ausschlief3t.

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung Baden-Wirttemberg (GemO) und §§ 2, 26 Absatz 1 Satz 3,
34, 38 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 31 Absatz 2 und § 38 Absatz 4 des
Kommunalabgabengesetzes fiir Baden-Wirttemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde
Riegel am Kaiserstuhl am 04.05.2022 folgende 1. Satzung =zur Anderung der
ErschlieBungsbeitragssatzung der Riegel am Kaiserstuhl in der bisherigen Fassung vom 14.12.2005
beschlossen:

Artikel 1
Anderung von § 10 Ermittlung des NutzungsmaRes bei Grundstiicken,
fir die ein Bebauungsplan die Hohe baulicher Anlagen festsetzt

(1) Bestimmt der Bebauungsplan das MalR der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der
Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Hohe baulicher Anlagen in
Gestalt der maximalen Gebaudehohe (Firsthohe) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte
HochstmaR der Hohe der baulichen Anlage geteilt durch

1. 3,0 fir die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR),
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 4,0 fir die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK),
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl), urbane Gebiete (MU) und sonstige Sondergebiete
(SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet
werden.

(2) Bestimmt der Bebauungsplan das MaR der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der
Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Hohe baulicher Anlagen in
Gestalt der maximalen Traufhdhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Auenwand mit
der Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Hochstmall der Hohe der baulichen
Anlage geteilt durch

1. 2,7 fir die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR),
allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere
Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und



2. 3,5 flr die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK),
Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl), urbane Gebiete (MU) und sonstige Sondergebiete
(SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei
Nachkommastellen ab 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und
Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet
werden.

(3) Bestimmt der Bebauungsplan das MalR der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der
Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Hohe baulicher Anlagen in
Gestalt der ErdgeschossfuRbodenhdhe (EFH) und der maximalen Gebdudehohe (Firsthdhe - FH)
Uber Normalnull (Uber Normal Null) fest, so ergibt sich die Gebaudehdhe aus der Differenz
zwischen der FH und der EFH; die Berechnung der Geschosszahl erfolgt entsprechend Absatz 1.

Bestimmt der Bebauungsplan das MaR der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der
Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Hohe baulicher Anlagen in
Gestalt der ErdgeschossfuRbodenhohe (EFH) und der Traufhdhe (TH) Gber Normalnull (Gber
Normal Null) fest, so ergibt sich die Gebdudehdhe aus der Differenz zwischen der TH und der
EFH; die Berechnung der Geschosszahl erfolgt entsprechend Absatz 2.

Setzt der Bebauungsplan keine Erdgeschossfubodenhdhe (EFH) fest, wird stattdessen auf die
im Bebauungsplan angegebene Hohenlage des Grundstiicks (Gber Normal Null)
zurlickgegriffen, bei mehreren Angaben auf deren arithmetisches Mittel. Auf Abs. 5 wird
verwiesen.

(4) Ist im Einzelfall eine groRere als die im Bebauungsplan festgesetzte Hohe baulicher Anlagen
genehmigt, so ist diese gemald Absatz 1, 2 oder 3 in eine Geschosszahl umzurechnen.

(5) Weist der Bebauungsplan sowohl die zuldssige Firsthohe als auch die zuldssige Traufhéhe der
baulichen Anlage aus, so ist die Traufhohe gemaR Absatz 2 und 3 in eine Geschosszahl
umzurechnen.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese 1. Anderungssatzung tritt am Tag nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Riegel am Kaiserstuhl, 04.05.2022

Daniel Kietz
Blirgermeister

Hinweis:

Eine etwaige Verletzung von Verfahrensvorschriften oder Formvorschriften der Gemeindeordnung fiir Baden-
Wiirttemberg oder aufgrund der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Absatz 4
Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser
Satzung gegenliiber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begriinden soll, ist zu
bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften tber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.
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1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung - EBS) 
der Gemeinde Riegel am Kaiserstuhl

Um die Lesbarkeit zu erhalten, wurde die männliche Form gewählt, was die Form weiblich und divers nicht ausschließt.

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 26 Absatz 1 Satz 3, 34, 38 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 31 Absatz 2 und § 38 Absatz 4 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Riegel am Kaiserstuhl am 04.05.2022 folgende 1. Satzung zur Änderung der Erschließungsbeitragssatzung der Riegel am Kaiserstuhl in der bisherigen Fassung vom 14.12.2005 beschlossen:

Artikel 1
Änderung von § 10 Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken,
für die ein Bebauungsplan die Höhe baulicher Anlagen festsetzt

Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch

3,0 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

4,0 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI), urbane Gebiete (MU) und sonstige Sondergebiete (SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der maximalen Traufhöhe (Schnittpunkt der senkrechten, traufseitigen Außenwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Geschosszahl das festgesetzte Höchstmaß der Höhe der baulichen Anlage geteilt durch

1. 2,7 für die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete (WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

1. 3,5 für die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI), Kerngebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (GI), urbane Gebiete (MU) und sonstige Sondergebiete (SO)

festgesetzten Gebiete; das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) und der maximalen Gebäudehöhe (Firsthöhe - FH) über Normalnull (über Normal Null) fest, so ergibt sich die Gebäudehöhe aus der Differenz zwischen der FH und der EFH; die Berechnung der Geschosszahl erfolgt entsprechend Absatz 1.

Bestimmt der Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung weder durch die Zahl der Vollgeschosse noch durch eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Höhe baulicher Anlagen in Gestalt der Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) und der Traufhöhe (TH) über Normalnull (über Normal Null) fest, so ergibt sich die Gebäudehöhe aus der Differenz zwischen der TH und der EFH; die Berechnung der Geschosszahl erfolgt entsprechend Absatz 2.

Setzt der Bebauungsplan keine Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) fest, wird stattdessen auf die im Bebauungsplan angegebene Höhenlage des Grundstücks (über Normal Null) zurückgegriffen, bei mehreren Angaben auf deren arithmetisches Mittel. Auf Abs. 5 wird verwiesen.

Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Absatz 1, 2 oder 3 in eine Geschosszahl umzurechnen.

Weist der Bebauungsplan sowohl die zulässige Firsthöhe als auch die zulässige Traufhöhe der baulichen Anlage aus, so ist die Traufhöhe gemäß Absatz 2 und 3 in eine Geschosszahl umzurechnen.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese 1. Änderungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Riegel am Kaiserstuhl, 04.05.2022
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Bürgermeister



Hinweis:
Eine etwaige Verletzung von Verfahrensvorschriften oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg oder aufgrund der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Absatz 4 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.
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